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Amt der Bgld. Landesregierung, Abteilung 8 – Landessicherheitszentrale 
Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt 

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH 

Mariahilfer Straße 77-76 

1060 Wien 

Eisenstadt, am 12.02.2026 
Sachb.: Nikolaus Tittler, MBA 

Tel.: +43 57 600-2165 
E-Mail: post.a8-lsz@bgld.gv.at 

Zahl: 2024-016.825-2/14 
OE: A8-LSZ 
 (Bei Antwortschreiben bitte Zahl und OE anführen) 

Betreff: Stellungnahme I Entwurf einer Dienstequalitätsverordnung I 
Landessicherheitszentrale Burgenland 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Wir begrüßen die Maßnahmen zur Umsetzung des Barrierefreiheitsgesetzes und bedanken uns für 

die Möglichkeit zur Stellungnahme. Bezugnehmend auf den Entwurf der Dienstequalitätsverordnung 

darf die Landessicherheitszentrale Burgenland wie folgt Stellung nehmen: 

 

Zu § 13 Abs. 2 – Zusätzliche Dienste bei Notrufen 

 

Aus Sicht der Landessicherheitszentrale Burgenland ist festzuhalten, dass sich die Erfüllung der 

Richtlinie (EU) 2018/1972 ausschließlich auf die einheitliche europäische Notrufnummer 112 bezieht 

und nicht auf Notrufabfragestellen im Sinne des § 18 KEM-V 2009. Die Landessicherheitszentrale 

Burgenland schlägt daher eine Präzisierung bzw. Differenzierung vor, wonach Notrufabfragestellen 

der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112 bis spätestens ab 28. Juni 2027 die 

Entgegennahme von Text in Echtzeit sowie von Gesamtgesprächsdiensten gewährleisten können 

sollen und Notrufabfragestellen mit öffentlichen Kurzrufnummern für Notrufdienste im Sinne des § 

18 KEM-V 2009 (ausgenommen die einheitliche europäische Notrufnummer 112) diese Services 

spätestens ab 28. Juni 2030 gewährleisten können müssen. 

 

Darüber hinaus weist die Landessicherheitszentrale Burgenland darauf hin, dass das seitens RTR-

GmbH übermittelte Protokoll der Plattform Notrufe vom 16. Mai 2023 die formale Betroffenheit die 

Notrufnummer 112 ab dem 28. Juni 2027 festhält, grundsätzlich jedoch alle Notrufnummern vom 

Barrierefreiheitsgesetz ausgenommen sind. Sämtliche Dienstleistungen, beispielsweise jene von 
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Call Centern, müssen jedoch ab 2030 RTT-fähig sein. Dies würde uns aufgrund nicht geplanter 

budgetärer und fehlender personeller Ressourcen entgegenkommen und wir ersuchen hiermit um 

eine entsprechende Fristverlängerung. 

 

Generell darf angemerkt werden, dass die gegenständliche Regelung die Anwendung einer Vielzahl 

technischer Standards zulässt. Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit und Einheitlichkeit spricht sich 

die Landessicherheitszentrale Burgenland daher für die Referenzierung eines konkret zu 

implementierenden technischen Standards aus (österreichweit einheitliche Lösung).  

 

Zusätzlich ergeben sich folgende Fragestellungen: 

 

- Werden für die Umsetzung adaptierte Funktionen der Smartphone-Betriebssysteme (IOS 

und Android) verwendet, oder sind zusätzliche Applikationen wie z.B. Dec112, FlagMii, Emergency 

Eye, ... in den Leitstellen angedacht? 

 

- Wie ist mit dem Thema Aufzeichnungsrichtlinien von Videonotrufen (Anrufer bzw. Agent?) 

umzugehen, sprich ist in dieser Umsetzung eine Ein- oder Zwei-Videoverbindung gemeint?  

  

- Ist im Zuge dessen auch eine Schnittstellen-Modernisierung für die Verortung (ehem. 

Triangulation) der Anrufer geplant? 

 

Eine künftig wiederkehrende fachliche und organisatorische Abstimmung für alle genannten 

Themenstellung in diesem Kontext im Rahmen der „Plattform Notrufe“ wäre wünschenswert. 

 

Ergeht an: 
1) Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH, Mariahilfer Straße 77-76, 1060 Wien 

Mit freundlichen Grüßen 
Für die Landesregierung: 

 

Ing. Markus Halwax, MBA 
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